
Die Debatten um die Agenda2030 und 
die damit einhergehende Vers-
chlechterung der wohnortnahen 
Gesundheitsversorgung reißen nicht 
ab. Aufgeschreckt durch mehrere 
Aktionen, die die Verantwortlichen 
der Klinikschließungen in den 
Vordergrund rückten (Wanted- 
Plakate) sowie die explodierenden 
Kosten der geplanten Agenda, 
meldeten sich die Kreistagsfraktionen 
mit einem neuen Antrag zu Wort. 

In  diesem  forderten  sie  eine 
Überprüfung  der  Agenda2030,
ohne diese aber im Grunde in Frage zu 
stellen. Trotz dieses inhaltslosen Papiers, 
war  Landrat  Frank  Scherer  bei  der 
darauffolgenden  Pressekonferenz 
ziemlich  wütend.  Keller  und  Scherer 
forderten ein Ende der Debatte. Ob sie 
da schon wussten, dass Mitglieder der 
Linken Liste Ortenau Klage gegen die 
Agenda2030 eingereicht haben, ist nicht 
bekannt. Sicher ist jedoch, dass es diese 
Klage in sich hat.

Die Kläger Yannik Hinzmann, Friedrich 
Preuschoff und Lukas Matz, verfassten 
ein  17  seitiges  Dokument  in  dem  sie 
mehrere Punkte auflisteten, warum der 
Beschluss  zur  Agenda2030  ihrer 
Meinung  nach  rechtswidrig  war. 
Hauptpunkt ist vor allem, dass der Kreis 
gar  nicht  befugt  ist,  Kliniken  zu 
schließen. So hat der Bundesgerichtshof 
im  Jahr  2016  geurteilt,  dass  der  Kreis 
Calw  die  Kreiskliniken  Calw  und 
Nagold  weder  schließen,  noch  ein 
Gutachten  darüber  erstellen  dürfe,
ob man die Krankenhäuser braucht oder 
nicht. Da Bundesgerichtsurteile bindend 

für  die  gesamte  Bundesrepublik 
Deutschland sind, sind sich die Kläger 
sicher,  dass  auch  der  Ortenaukreis 
niemals  ein  Gutachten  über  die 
Ortenauer  Kliniken  erstellen  hätte 
dürfen. Dennoch wurde dies getan.

Des  weiteren  sind  die  Drei  überzeugt 
davon,  dass  der  Kreistag  lediglich 
Beschlüsse  für  seine  5  jährige 
Amtsperiode fällen darf. Es sei demnach 
nicht  möglich,  dass  der  Kreis  im  Jahr 
2019 schon einen Beschluss für das Jahr 
2030 fällen kann, da er nur ausführendes 
Organ und kein gesetzgebendes Organ 
ist.

Ein großer Punkt, den die Befürworter 
der  wohnortnahen  Gesundheits­
versorgung  ankreiden,  ist  die  massive 
Kostenexplosion.  Zu  Beginn  des 
Prozesses war die Rede von maximalen 
Kosten in Höhe von ca. 500 Millionen €, 
bei  denen  das  Land  bis  zu  80% 
übernehmen sollte. Schon im Jahr 2017 
kritisierte der Kreisrat Preuschoff, dass 
diese Kosten viel  zu niedrig  angesetzt 
wären und er von mindestens 1 Mrd. € 
ausgeht. Nun, im Sommer 2019, gab die 
Kreisverwaltung  bekannt,  dass  die 
Kosten  bis  zu  1,3  Mrd.  €  betragen 
können.  Irritierend  ist  dies  vor  allem 
deshalb,  da  es  zu  Beginn  der  Debatte 
hieß,  es  sei  kein  Geld  da  um  den 
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Krankenhausbetrieb  in  der  Zukunft 
aufrecht erhalten zu können. Im Frühjahr 
diesen  Jahres  hat  die  Kreis­  und 
Klinikverwaltung ihre Taktik verändert 
und behauptet, man fände kein Personal. 
Das  sollte  aber  auch  niemanden 
verwundern, wenn man die Pflegeschule 
in  Kehl  schließt,  Personal  schlecht 
behandelt, einen autoritären Führungsstil 
an den Tag legt und keinen ordentlichen 
Lohn zahlt, etc...

Weiter sehen die Kläger in der doppelten 
Mandatsträgerschaft  (Bürgermeister­
mandat  und  Kreistagsmandat)  in 
gewissen Fragen Befangenheit. So zum 
Beispiel bei Herrn Muttach, welcher bei 
der  Sitzung  am  07.  Mai  2019  beim 
Tagesordnungspunkt  „Übergabe  der 
Fläche  für  den  Neubau  des 
Krankenhauses in Achern“, selbstständig 
ins Publikum wechselte. Wohingegen er 
bei  der  Abstimmung  über  die 
Agenda2030  die  Schließungen  der 
Krankenhausstandorte Kehl, Ettenheim 
und  Oberkirch  sowie  den  Neubau  in 
seiner  Stadt  Achern  beschloss.  Nach 
Meinung von Preuschoff, Hinzmann und 
Matz, besteht die Befangenheit hier  in 
der  Bevorzugung  der  „eigenen“ 
Kommune. Ähnliche Position teilen die 
drei  zum  Thema  Bürgermeister  und 
Kreisumlage.

KLAGE EINGEREICHT. Ortenauer Bürger legen Einspruch beim Verwaltungsgericht ein.

Der Kreis

eignet sich

Befugnisse an,

die er gar nicht hat.

Yannik Hinzmann

“

AUS DER ORTENAU. FÜR DIE ORTENAU.

Dies sind nur einige der Punkte aus der 
ausführlichen  Klage,  zu  der  das 
Verwaltungsgericht  in  Freiburg  nun 
Stellung nehmen muss. Fest steht, dass  
der gesamte Agenda Prozess wiederholt 
werden  muss,  ja  eventuell  sogar 
gestoppt werden kann, wenn auch nur 
einer  der  Punkte  zutrifft.  Dann  kann 
hoffentlich endlich eine Debatte darüber 
stattfinden,  wie  man  die  Gesundheits­
versorgung  im  Ortenaukreis  wirklich 
verbessern  kann.  Ohne  den  Zwang, 
ständig auf Profite schauen zu müssen, 
sondern  auf  die  Bedürfnisse  der 
Menschen. Im Gegensatz zu Menschen 
wie  Braun,  Vetrano,  Metz  und  co. 
meinen  es  die  Kläger  ernst  mit  dem 
Erhalt der wohnortnahen Gesundheits­
versorgung,  indem  sie  alle  Mittel 
nutzen,  um  die  Agenda2030  zu 
bekämpfen. 

Die Linke Liste Ortenau ruft zudem Bürger 
mit Landbesitz am Holderstock dazu auf, 
ihr Land nicht an die Stadt zu verkaufen 
und  so  den  Widerstand  gegen  die 
Agenda2030  aufrecht  zu  erhalten.  Falls 
aber dennoch jemand sein Land verkaufen 
möchte, ist man dazu bereit, bis zu 40qm 
zu  erwerben  und  zwar  für  einen 
angemessenen  Kaufpreis.  Hinz­mann 
mahnt  aber  zur  Eile  und  bittet  etwaige 
Verkäufer sich schnellstmöglich zu melden. 
Denn sobald sich jemand gefunden hätte, 
will man den Naturschutzgruppen und dem 
Ortenauer Klimabündnis vorschlagen, das 
Stück Land zu nutzen, um ein Biotop oder 
Naturschutzgebiet  daraus  zu  machen. 
Interessierte Verkäufer von Land könnten 
sich  unter  info@linke liste   ortenau.de 
melden.
#Agenda2030 #LiLO
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Die Kosten

wurden viel zu 

niedrig angesetzt 

und explodieren jetzt.

Fritz Preuschoff

“
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Am 20.09. gingen in Kehl, Achern
und Offenburg mehr als 2.700 
Menschen gemeinsam auf die Straße. 
Ihr Thema war ein sofortiges 
Umdenken und Handeln in der 
Klimapolitik. Neben bundes-
politischen Forderungen, wie dem 
Stopp des Kohlestroms sowie der 
Abschaffung der kapitalistischen 
Wirtschaftsweise, gab es auch lokales 
Verlangen nach einer Mobilitätswende 
und den Ausbau von erneuerbaren 
Energien.

Das Wetter meinte es dieses mal wieder 
gut mit den Aktivisten von Fridays for 
future  Ortenau.  Bei  strahlendem 
Sonnenschein, versammelten sich über 
2.000 Menschen in Offenburg auf dem 
Fischmarkt, 250 in Achern und rund 70 
in  Kehl.  Immer  wieder  erklangen  die 
Rufe wie, „Wir sind hier, wir sind laut, 
weil  ihr  uns  die  Zukunft  klaut“  oder 
„Hopp, hopp, hopp, Kohle Stopp“. 

Eine  der  ersten  Rednerinnen  in 
Offenburg,  Jaana  Hilberer,  kritisierte, 
dass  man  jetzt  zwar  schon  seit  über 
einem halben Jahr auf die Straße gehe, 
aber immer noch nichts passiert sei. Die 
Politiker,  egal  ob  hier  in  der  Ortenau 
oder auf Bundesebene, kümmerten sich 
lieber um Konzerninteressen, als um die 
Bedürfnisse der Bürger. Vor allem aber 
betonte sie, der Markt allein könne die 
Klimakatastrophe  nicht  abwenden.
Man dürfe die Kosten nicht auf die arme 
Bevölkerung abwälzen, sondern müsste 
endlich die Hauptverursacher zur Kasse 

eine  Wende  in  der  Verkehrspolitik 
aufstehen. Nur wenige Passanten oder 
SUV Fahrer äußerten sich skeptisch und 
ausfallend.  Doch  Argumente,  warum 
genau es nun schlecht sein soll, für eine 
bessere Lebensqualität in den Städten zu 
kämpfen, brachten sie keine vor.

Deshalb betonte Magdalena Hess noch 
einmal, wie wichtig es sei, gemeinsam, 
ob  jung  oder  alt,  auf  der  Straße,  im 
Parlament und in den Betrieben für eine 
Veränderung  zu  kämpfen.  Doch  nicht 
nur die Klimapolitik sei eine drängende 
Frage. Auch Altersarmut, Kriege und die 
schlechte  Bildungspolitik  müssten  in 
gemeinsamen  Kämpfen  angegangen 
werden.  Denn  letzten  Endes  hänge  in 
diesem  System  alles  miteinander 
zusammen.

Zum  Abschluss  der  Demonstration 
richtete Petra Rumpel noch einmal das 
Wort an die Demonstranten. Sie zeigte 
sich  erfreut  darüber,  dass  so  viele 
Menschen  auf  die  Straße  gingen  und 
verglich  die  derzeitige  Bewegung  mit 
vergangenen  Initiativen  gegen 
Atomkraftwerke  oder  FCKW.  Damals 
wie heute hätte sich gezeigt, dass sich 
etwas ändern kann, wenn nur genügend 
Menschen  aufstehen  und  ihre  Stimme 
erheben. Denn eines sei sicher, es kann 
auf  einer  begrenzten  Erde,  kein 
unbegrenztes Wachstum geben. Warten 
bis der große Crash kommt, sei deshalb 
kontraproduktiv. Jeder und jede Einzelne 
sei jetzt gefragt. 
#fff #wirsaufenab #LiLO

bitten.  Doch  im  Kapitalismus  sei  dies 
schwer  realisierbar,  weshalb  man 
endlich  zu  einem  anderen  Wirt­
schaftssystem  übergehen  müsse.
Eine umfassende Demokratisierung von 
Politik und Wirtschaft, forderte auch die 
nächste  Rednerin,  Lu  Martin.  Sie 
erklärte den Demonstranten, warum im 
derzeitigen  Wirtschaftssystem  der 
Kampf für Klimaschutz kompliziert ist. 
„Eine Jeans z.b. legt teilweise mehr als 
9.000  km  zurück,  nur  um  bei  uns 
verkauft  zu  werden!“,  erzählt  die 
Aktivistin.  Auch  die  Katastrophe  im 
Amazons  ist  darauf  zurück  zu  führen, 
dass Konzerne für ihre Profitinteressen 
den  Regenwald  abfackeln.  Auf  den 
gerodeten  Flächen  bauen  diese  dann 
Soja  an,  welches  für  unsere  Massen­
tierhaltung als Futter verwendet wird.

Die Demonstration bewegte sich auf den 
Hauptverkehrsadern  vom  Fischmarkt 
Richtung  Reithalle,  zum  Schillerplatz 
und sorgte für mächtiges Verkehrschaos. 
Unterwegs wurden aber immer wieder 
Flyer und Zeitungen verteilt, die darauf 
hinwiesen,  dass  die  Mobiltiätswende 
dringend  nötig  sei.  Die  meisten 
Autofahrer  und  Passanten  sahen  das 
auch  ein.  Eine  Autofahrerin  meinte,
sie würde ja gerne auf den öffentlichen 
Nahverkehr umsteigen, doch leider sei 
das Angebot zu knapp. Sie pendle jeden 
Tag von Offenburg nach Nordrach und 
das sei derzeit leider nur mit dem Auto 
zu  machen.  Deshalb  findet  sie  es  gut, 
dass heute so viele Menschen auch für 
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Es frustriert,

dass immer

noch nichts

passiert ist.

Jaana Hilberer

“

Am  19.11.  besetzten  25  Aktivisten  und 
Aktivistinnen des neugegründeten Ortenauer 
Klimabündnisses  den  Gerichtsparkplatz  in 
Offenburg.  Ziel  dieser  Aktion  war  es  zu 
zeigen, dass den Autos viel zu viel Platz in 
der Stadt eingeräumt wird. Platz, der sinnvoll 
genutzt  werden  könnte,  zum  Beispiel  für 
Grünanlagen oder Spielplätze. Die meisten 
Autofahrer und Autofahrerinnen reagierten 
mit  Verständnis  auf  die Aktion,  beklagten 
jedoch  berechtigterweise  die  mangelnden 
Alternativen.  Deshalb  fordert  das 
Klimabündnis Ortenau auch, Geld nicht in 
ein  neues  Parkleitsystem  zu  investieren, 
sondern  in  den  Ausbau  des  öffentlichen 
Nahverkehrs. Um die Innenstädte autofrei zu 
bekommen,  müsste  man  Parkplätze 
außerhalb  der  Städte  schaffen  und  die 
Menschen dann mithilfe von Shuttlebussen 
oder Straßenbahnen in die Städte bringen. Als 
ersten  Schritt  fordern  die  Initiatoren  und 
Initiatorinnen von Kreistag und Gemeinde­
räten,  dass  ein  30  €  Monats­  sowie
1€  Kurzstreckenticket  eingeführt  und  der 
Nahverkehr  ausgebaut  werden  muss. 
Mehrere Anwohner  begrüßten  die Aktion,
da  auch  sie  vom  Autoverkehr  vor  ihrer 
Haustür  genervt  seien.  Weitere  Aktionen 
seien  schon  in  Planung,  so  wolle  man 
mithilfe  von  Straßenblockaden,  Straßen­
festen,  Demonstrationen  und  anderen 
Aktionen  Druck  auf  die  Politik  ausüben, 
damit  Kreis  und  Gemeinderäte  die 
Verkehrswende  in  der  Ortenau 
schnellstmöglich  einleiten.  Das  Bündnis 
besteht  derzeit  aus  10  parteiunabhängigen 
Organisationen. 
#verkehrswendejetzt #LiLO

 Ortenauer 
 Klimabündnis 

 Ortenaus größte Demo 
 seit langem -  
 2.700 Menschen 
 protestieren für 
 Klimaschutz

Wir müssen

gemeinsam für

eine Veränderung

kämpfen.

Magdalena Hess

“
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Ortenauer warnen vor Aufrüstung 
und Kriegshetze.

Anlässlich  des  80.  Jahrestags  des 
Beginns  des  Zweiten  Weltkriegs, 
veranstaltete  ein  Bündnis  aus 
Gewerkschaften,  VVN,  LiLO  und 
anderen  antifaschistischen  Organ­
isationen  eine  Kundgebung  auf  dem 
Offenburger  Lindenplatz.  Gemeinsam 
forderten sie ein Ende der Kriegseinsätze 
Deutschlands, den Stopp aller Rüstung­
sexporte  und  die  Umverteilung  des 
Kriegshaushaltes  in  das  Renten­, 
Gesundheits­ und Bildungssystem. 

Amelie  Vollmer  von  der  Linksjugend 
Ortenau erklärt in ihrer Rede, dass die 
Kriege, oftmals getarnt als humanitäre 
Einsätze, nicht Frieden und Demokratie 

in  andere  Länder  bringen  sollen. 
Sondern, dass es immer um knallharte 
Profit­,  Rohstoff­  und  geopolitische 
Interessen  geht.  Doch  Frieden  sei 
möglich meint sie. Es müssen nur mehr 
Menschen  wie  in  den  vergangenen 
Jahrzehnten  auf  die  Straße  gehen  und 
eine  konsequente  Abrüstungspolitik 
fordern.

Hans­Peter  Görgens  vom  Verein  für 
grenzüberschreitende Erinnerungsarbeit 
berichtete  in  seiner  Rede  davon,  dass 
auch  Offenburg  früher  ein  KZ  hatte. 
Doch  die  Erinnerungskultur  an  solche 
Dinge  verschwindet  von  Jahr  zu  Jahr. 
Vielen  sei  dies  schon  gar  nicht  mehr 
bewusst,  dass  auch  Offenburg  ein 
Zentrum  der  faschistischen  Mord­
maschinerie war. 

 Nie wieder 
 Krieg! 
 Wir ziehen in 
 den Frieden! 
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Auch ist der Umgang mit der kolonialen 
Geschichte ziemlich fragwürdig. So gibt 
es  immer  noch  eine  unkommentierte 
Ehrentafel  für  die  Kämpfer  in  den 
deutschen  Kolonien.  Deshalb  sei  in 
Zeiten  wie  diesen,  in  denen  die  AfD 
immer stärker zulegt, daran erinnert, was 
Faschismus,  Nationalismus  und 
Ausgrenzung für Auswirkungen auf die 
Gesellschaft hatten und haben.

Vor  einer  zunehmenden  Kriegshetze 
gegen Russland und Hetze gegen China 
warnt  Rolf  Rist  von  der  lokalen 
Linkspartei. Man dürfe nicht  zulassen, 
dass die Medien und Politik schleichend 
eine  Rechtfertigung  für  künftige 
Kriegseinsätze  oder  Handelsboykotte 
gegen  diese  Staaten  in  die  Köpfe  der 
Menschen  pflanzen.  Denn  das  könnte 

unweigerlich zu einem dritten Weltkrieg 
führen, den wir möglicherweise nicht 
überleben  werden.  Zusammen  mit 
Poetry  Slams  und  Gedichten 
untermalten  die  Teilnehmer  noch 
einmal, dass sich die Menschen schon 
seit Jahrzenten gegen die Kriegspolitik 
der  kapitalistischen  Länder  zur  Wehr 
setzen und betonten, dass die Interessen 
der Mehrheitsbevölkerung im Frieden 
läge. Deshalb müsse man gemeinsam 
das  Thema  angehen  und  die 
Kriegsausgaben sinnvoll investieren. 

Krankenhäuser,  Schulen  und  Wohn­
ungen sind schließlich wichtiger als die 
Aktienkurse  von  Thysen  Krupp  oder 
Heckler & Koch. 
#noWAR #pace #LiLO

Die Bundesregierung zeigt sich 
vermeintlich besorgt über die 
türkische Militäroperation in 
Nordsyrien. Zudem gibt es in den USA 
Kritik an Donald Trumps 
angekündigtem Truppenrückzug, 
selbst aus den eigenen Reihen der 
Republikanern. 

Ernsthaften Widerstand gegen Erdoğans 
zuerst angekündigten und schlußendlich 
tatsächlich  begonnenen  Einmarsch  in 
Nordsyrien gibt es jedoch nicht, schon 
gar nicht aus Deutschland.

An fehlenden politischen Beziehungen 
liegt  das  sicher  nicht:  Innenminister 
Seehofer war erst vor Kurzem in Ankara 
und  traf  dort  den  türkischen 
Außenminister  Mevlüt  Çavuşoğlu,
um  den  EU­Türkei­Deal  nach­
zuverhandeln.  Doch  statt  Menschen­
rechtsverletzungen zu anzusprechen oder 
völkerrechtswidrige  Angriffskriege  zu 
verhindern, steht die Migrationsabwehr 
im Fokus der deutschen Türkeipolitik. 

Jener Deal, der dafür sorgte, dass bis bis 
dato mehrere Milliarden an EU­Geldern 
in die Türkei flossen. Auch der Besuch 
von Außenminister  Maas  sorgte  Ende 
Oktober  für  mehr  Irritationen  als  für 
Klarheit. Zudem wirkte es so, als wolle 
Maas  krampfhaft  zeigen,  dass  er 
Außenminister  ist  und  nicht  die  CDU­
Politikerin Kramp­Karrenbauer, die mit 
Ihrem  "Schutzzonen"­Vorschlag  die 
Themen  von  Maas  ohne  Absprache 
übernahm.

Die  Kooperation  mit  Erdoğan  bleibt 
dabei der außenpolitische rote Faden in 
der Region. Grund und Ausdruck dieser 
Partnerschaft sind die Waffenlieferungen 
der deutschen Rüstungsindustrie. Bereits 
beim  völkerrechtswidrigen  türkischen 
Einmarsch  in  Afrin  rollten  deutsche 
Leopard­2­Panzer über die Grenze. 

Auch  für  den  aktuellen  türkischen 
Angriff  auf  Rojava  sind  Bundes­
regierung  und  EU  mitverantwortlich, 
ebenso  für  die  absehbare  Vertreibung 

 Gegen den 
 Einmarsch 
 in Nordsyrien 

Zehntausender  Menschen.  Auch  die 
Reorganisierung  des  „Islamischen 
Staates“ droht, etwa im Flüchtlingslager 
al­Hol,  wo  sich  etwa  10.000  IS­
Anhänger:innen  immer  weiter 
radikalisieren.  Zudem  blockiert 
Deutschland  auf  EU­Ebene  einen 
Boykott weiterer Waffenlieferungen der 
EU an die Türkei. Ganz im Kontrast zu 
den  eh  schon  wachsweichen  Lippen­
bekenntnissen gegen den Einmarsch der 
Türkei in Syrien.

Dabei sollte jedem klar sein, dass aktuell 
das friedliche Zusammenleben in Rojava 
noch massiver gefährdet  ist  als  es das 
bisher war. "Rojava" heißt auf kurdisch 
"Westen"  und  steht  für  Westkurdistan.
Es  besitzt  eine  einzigartige  kulturelle, 
ethnische und religiöse Vielfalt: Kurden, 
Araber,  Turkmenen,  Armenier  und 
Tschetschen  leben  hier  friedlich 
zusammen. Aramäer/Assyrer, Chaldäer, 
Eziden und Moslems praktizieren ihren 
Glauben,  ohne  die  jeweils  anderen  zu 
diskriminieren. Mit dem Krieg gegen die 

Kurden  ist  vor  allem  das  friedliche 
Zusammenleben  dieser  unter­
schiedlichen  Ethnien  und  religiöser 
Minderheiten  in  Rojava  in  Gefahr.
Die kurdische Selbstverwaltung ist der 
bedeutendste  Versuch,  eine  demo­
kratische Alternative in der Region zu 
etablieren. Diese Bemühungen müsste 
die  internationale  Gemeinschaft 
eigentlich unterstützen. Stattdessen wird 
bei der Zerstörung tatenlos zugeschaut 
oder gar aktiv mitgewirkt.

Auch die Bundesregierung muss  jetzt 
handeln:  Zum  Einen  mit  der 
Aufkündigung  des  EU­Türkeideals, 
zum Anderen  mit  der  Einstellung  der 
damit verbundenen Zahlungen. Genauso 
müssen  alle  Rüstungsexporte  in  die 
Türkei eingestellt werden. Solange die 
gegenwärtigen  Beziehungen  bestehen, 
machen sich Bundesregierung und EU 
erpressbar und sind mitverantwortlich 
für Erdoğans Krieg.
#riseup4rojava #LiLO



Mehrere Ortenauer Gewerkschafter 
reisten vom 29.07. bis zum 09.08. nach 
Katalonien, um vom dortigen Kampf 
der politischen Bewegung zu lernen 
und mit frischen Ideen die Politik zu 
Hause zu bereichern. 

Unter anderem stand so auch ein Besuch 
bei  der  ehemals  kommunistischen 
Gewerkschaft  CCOO  an,  die  zu  den 
Größten  in  ganz  Spanien  gehört. 
Zusammen  mit  der  kommunistischen 
Partei,  leistete  man  zu  Zeiten  des 
Faschismus  in  Spanien  Widerstand 
gegen  die  Schergen  Francos.  Da  aber 
alle  Gewerkschaften  und  Parteien 
verboten waren, musste man sich in der 
staatlich  gelenkten  Gewerkschaft 
„Verticales“ organisieren. 

Leider gab es nach dem Tod Francos und 
dem Übergang in die parlamentarische 
Demokratie  nie  eine  wirkliche 
Aufarbeitung  des  spanischen  Fa­
schismus.  So  ist  auch  heute  noch  der 
Verbleib von tausenden verschwundenen 
Menschen  ungeklärt.  Zusätzlich  sind, 
wie  in  Deutschland.  viele  ehemalige 

faschistische Kader einfach in den neuen 
Regierungsapparat  integriert  worden. 
Dies hat heute noch zur Folge, dass der 
spanische  Zentraltstaat  sehr  repressiv 
mit  der  katalanischen  und  baskischen 
Unabhängigkeitsbewegung umgeht. 

Aber  auch  die  linke  Opposition  und 
Gewerkschaften leiden regelmäßig unter 
massiver  Polizeigewalt.  Anhand  der 
Bilder vom katalanischen Unabhängig­
keitsreferendum zeigt sich, dass die EU, 
wie viele immer wieder behaupten, eben 
nicht  für  Demokratie  und  Menschen­
rechte  steht.  Noch  heute  steht  es  z.B. 
unter Strafe, wenn man die Monarchie in 
Spanien beleidigt oder tote faschistische 
Ex­Generäle aus der Franco Zeit. 

Die  spanischen  Gewerkschaften  sind 
nicht, wie in Deutschland, in Branchen 
gegliedert, sondern decken alle Sektoren 
ab.  So  kann  die  CCOO  den 
Bankensektor und den Automobilsektor 
organisieren,  aber  auch  die  UGT 
(sozialdemokratische  Gewerkschaft). 
Auch  geht  es  in  den  spanischen 
Gewerkschaften demokratischer zu als 

 Ortenauer 
 Gewerkschafter 
 zu Besuch 
 in Katalonien 
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in  Deutschland.  Die  Gewerkschafts­
sekretäre  werden  für  4  Jahre  von  den 
Mitgliedern in Versammlungen gewählt 
und auch der politische Kurs wird von 
der Basis bestimmt. 

In Deutschland hingegen sind vor allem 
die  DGB­Gewerkschaften  eher  büro­
kratische  Monster,  die  mit  Basis­
demokratie  nur  wenig  am  Hut  haben. 
Für  die  katalanischen  Arbeiter  und 
Arbeiterinnen ist derzeit vor allem die 
Frage, ob die Automobilindustrie (Seat/
Nissan)  weiterhin  in  Katalonien 
produzieren werden oder aber aufgrund 
des  Umstiegs  auf  Elektromotoren
und der derzeitigen Überproduktion in 
andere  Länder  abwandert.  Für 
Katalonien  wäre  dies  katastrophal,
da ein Großteil der Arbeitsplätze direkt 
davon betroffen wäre. 

Auch die Fridays for future Bewegung 
ist  in  Spanien  angekommen  und  vor 
allem  die  CCOO  unterstützt  die 
Forderungen der jungen Aktivisten. Man 
ist  auch  als  einzige  spanische 
Gewerkschaft bisher dazu übergegangen, 

bei jedem Streik die Wichtigkeit einer 
sozial­ökologischen Wende zu betonen 
bzw.  einzufordern.  Zwar  unterstützt 
man  die  FFF  Bewegung  wo  man  nur 
kann,  allerdings  wird  am  20.09. 
(internationaler  Aufruf  zum 
Klimastreik) von Seiten der CCOO kein 
Generalstreik  ausgerufen,  wie  es  von 
einigen Klimaaktivisten gefordert wird. 

Dies  sei  in  der  derzeitigen 
wirtschaftlichen  Situation,  den 
Arbeitern  und  Arbeiterinnen  nicht 
vermittelbar.  Denn  Spanien  kämpft 
immer  noch  mit  der  Rezession,  die 
Arbeitslosigkeit  beträgt  ca.  14%  und 
viele  Menschen  haben  in  den  Jahren 
nach  der  großen  Krise  ihre Wohnung 
bzw.  ihr  Haus  verloren.  Somit 
beschränkt man sich bei der CCOO für 
die  Demo  aufzurufen  und  die 
Klimaaktivisten überall zu unterstützen, 
wo es nur geht. 
#CCOO #arbeitskampf #fff #LiLO

Rekordaufträge für den Konzern, 
weniger Lohn für die Beschäftigten

Die Nachricht kam aus heiterem Himmel, 
der Vorstand der PWO hat am 27.09.2019 
beschlossen, aus dem Arbeitgeberverband 
und damit aus dem Flächentarifvertrag der 
Metall­ und Elektroindustrie auszusteigen. 

Damit  soll  ein  „mittlerer  einstelliger 
Millionenbetrag“ gespart werden. Wer die 
Millionen bringen soll, ist auch schon klar. 
Der Vorstand möchte einen Haustarifvertrag 
von der IG Metall, in dem er die Erhöhung 
der  Arbeitszeit  auf  40  Stunden,
die Aussetzung von Lohnerhöhungen und 

möglicherweise sogar noch Lohnsenkungen 
durchsetzen will.

Begründet  wird  das  mit  der  angeblich 
schwachen  Auftragslage  in  der 
Automobilindustrie.

Neugeschäft von 500 Millionen!
Interessant  ist  dabei,  dass  der  Halb­
jahresbericht  des  Konzerns  für  2019  ein 
Neugeschäft von 340 Millionen € im ersten 
Halbjahr  und  für  2019  insgesamt  eine 
Prognose  von  500  Millionen  €  aufweist.
So heißt es:“Insgesamt haben wir im ersten 
Halbjahr neue Aufträge mit einem Volumen 
von rund 340 Mio. EUR (…) gewonnen“ 

 Angriff 
 auf die Progress  
 Werke Oberkirch 

Außerdem  zeigt  der  Bericht  auch,  dass 
diese Aufträge nicht in erster Linie auf die 
Werke  in  China  oder  den  USA  entfallen 
sondern:  “Mehr  als  die  Hälfte  davon 
entfallen  dabei  auf  Deutschland  und 
Tschechien“. Auch auf den mittelfristigen 
Ausblick, der laut Vorstand so negativ sei, 
wird  dabei  eingegangen:  “Der 
Produktionsstart  der  neuen  Serien  ist 
überwiegend für die Geschäftsjahre 2020 
und  2021  vorgesehen.  Die  Laufzeit  der 
Serien  übertrifft  tendenziell  die 
durchschnittliche Laufzeit von fünf bis acht 
Jahren.“

Doppeltes Spiel der Geschäftsführung?
Da die Geschäftsführung der Belegschaft 
erzählt hat, die Auftragslage ab 2020 wäre 
sehr schwierig, drängt sich die Frage auf,
ob  diese  Herren  ihre  eigenen 
Verkaufszahlen  und  Produktionspläne 
kennen. Die einzige andere Erklärung ist, 
dass  der  Vorstand  die  Krise  in  der 
Automobilindustrie  nutzen  will,  um  den 
lästigen Tarifvertrag loszuwerden. Komisch 
ist auch, dass es den Chefs sehr wichtig ist 
die Arbeitszeit der Belegschaft von 37,5h 
auf 40h die Woche anzuheben. Bei geringer 
Auslastung eine ziemlich sinnlose Aktion.

Ab dem 1. Januar ist die PWO nicht mehr 
an  den  Flächentarifvertrag  gebunden. 
Damit endet auch die Friedenspflicht der 
Kolleginnen  und  Kollegen.  Wenn  kein 
Haustarifvertrag  beschlossen,  wird  ist 
damit der Weg zum Arbeitskampf offen. 
Doch  auch  aus  einem  anderen  Grund 
könnte  es  interessant  sein,  den 
Haustarifvertrag  nicht  abzuschließen. 
Wenn kein neuer Tarifvertrag beschlossen 
wird,  gilt  der  alte  noch.  Das  nennt  sich 
„Nachbindung“ und bedeutet, das der alte 
Flächentarifvertrag  weiter  für  alle 
Gewerkschaftsmitglieder  gilt,  nur  die 
neuen  Lohnerhöhungen  kommen  nicht 
oben drauf. Da aber der Konzern so oder 
so die Arbeitsbedingungen verschlechtern 
will, bedeutet das immer noch mehr Lohn 
und  weniger  Arbeitszeit  als  der 
Haustarifvertrag.  Die  PWO  ist  von  den 
Renchtäler  Autozulieferern  der  Einzige,
bei dem ein Tarifvertrag gilt. Bei Ernst in 
Zusenhofen  hat  man  letztes  Jahr  mit 
größtem  Aufwand  den  Betriebsrat 
herausgemobbt um zu verhindern, dass die 
Belegschaft zu ihrem Recht kommt und bei 
Erdrich  in  Ulm  gab  es  noch  nie  einen 
Tarifvertrag. 
#streik #LiLO



 Warum höhere 
 Spritpreise nicht 
 die Lösung 
 fürs Klima sind! 
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Die kleinbürgerlichen Umweltapostel 
predigen den Verzicht, CO² Steuer 
und höhere Spritpreise. 

Doch die Klimafrage muss auch mit der 
sozialen  Frage  verbunden  werden.
Denn  es  ist  leicht  von  Verzicht  zu 
sprechen,  wenn  man  sich  schon  viel 
leisten kann. Vergessen wird dabei aber, 
dass die Armut  in Deutschland  immer 
weiter  zunimmt.  Es  müssen  also  erst 
bezahlbare  Alternativen  geschaffen 
werden, bevor die ärmere Bevölkerung 
stärker belastet werden kann.

Seit  Monaten  gehen  Millionen  von 
Menschen auf der ganzen Welt auf die 
Straßen,  um  für  eine  alternative 
Klimapolitik zu demonstrieren. Allein in 
Deutschland  demonstrierten  am  20.09. 
über 1,4 Millionen Menschen. Nachdem 
die Bundesregierung die Klimaproteste 
lange Zeit ignoriert hat, beschloss sie am 
20.09. ein sogenanntes Klimapaket. 

Doch dieses Klimapaket verdient seinen 
Namen nicht. Denn während die großen 
Konzerne  nicht  zur  Kasse  gebeten 
werden, die industrielle Landwirtschaft 
mit  ihrer  Massentierhaltung  nicht 
eingeschränkt  und  der  schnelle 
Kohleausstieg nicht beschlossen wurde, 
wälzt  man  die  Kosten  auf  die 
Bevölkerung  ab.  Eine  Erhöhung  der 
Spritpreise kann durchaus sinnvoll sein. 
Doch wenn der öffentliche Nahverkehr 
nicht  ausgebaut  ist,  die  Bahn  nicht 
zuverlässig  fährt  und  die  Ticketpreise 
die ärmere Bevölkerung an den Rand der 
Belastungsgrenze  bringen,  solange 
macht eine Erhöhung von Spritpreisen 
keinen Sinn. Denn am Ende müssen die 
Arbeiter  und  Arbeiterinnen  trotzdem 
noch  zu  ihrer  Arbeit  mit  dem  Auto 
pendeln, weil kein Bus oder Zug fährt. 

Und anstatt CO² einzusparen, bleibt am 
Ende des Monats  einfach nur weniger 
Geld übrig.

Man kann auch nicht von den Menschen 
erwarten, dass sie nicht mehr die 12er 
Würstchen  Packung  für  2,50€  im 
Discounter  kaufen,  solange  frisches 
Gemüse  oder  vegane  Produkte  immer 
noch weitaus teurer sind. Deshalb muss 
man  erst  die  Alternativen  schaffen,
bzw.  die  Politik  dazu  zwingen  diese 
umzusetzen. 

Einen  ausgebauten  und  bezahlbaren 
Nahverkehr,  vegane  Volksküchen  für 
alle oder die kommunale Energiewende 
können  jetzt  schon  möglich  gemacht 
werden. Hier vor Ort in der Ortenau sind 
diese  Dinge  durch  Kreis­  und 
Gemeinderats­beschlüsse  umzusetzen. 
Es  muss  also  die  Aufgabe  der 
Umweltbewegung  sein,  konkrete 
Forderungen an die Politik auszuarbeiten 
und  diese  dazu  zu  zwingen,  die 
Beschlüsse umzusetzen.

Viele  sprechen  von  autofreien 
Sonntagen. Doch anstatt diese Forderung 
nur abstrakt zu äußern, können wir sie 
auch selber umsetzen. Nicht, indem nur 
wir  selber  auf  das  Auto  verzichten, 
sondern  indem  wir  Sitzblockaden, 
Straßenfeste und Demonstrationen auf 
Straßen organisieren. Und damit Stück 
für Stück den öffentlichen Raum wieder 
für Fahrradfahrer und Fußgänger zurück 
erobern.  Es  gilt  sich  hierfür  zu 
organisieren  jenseits  der  Parteipolitik. 
Denn sind die Hauptverkehrswege erst 
einmal  lahm  gelegt,  werden  die 
herrschenden  Politiker  schnell  auf  die 
Alternativen  eingehen  und  endlich 
richtigen Umweltschutz umsetzen. 
#energiewendeverkackt #LiLO

Mietshäusersyndikat - So schafft man 
günstigen Wohnraum unter demo-
kratischer Kontrolle.

Was genau ist das Mietshäuser-
syndikat?
Das  Mietshäuser­Syndikat  ist  ein 
Verbund von 149 Hausprojekten und 27 
Projektinitiativen.  Als  Bindeglied,
das diesen Verbund herstellt, stellt das 
Mietshäuser Syndikat den Rahmen dar. 
Es  sorgt  für  den  Wissenstransfer, 
unterstützt  neue  Projekte  und  wirkt 
dadurch  in die Gesellschaft.  Jedes der 
bestehenden  Hausprojekte  ist  dabei 
autonom, d.h. rechtlich selbstständig mit 
einem  eigenen  Unternehmen,  das  die 
Immobilie besitzt. Jedes hat die Rechts­
form der GmbH, der „Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung“.

Wie kam es dazu, dass ihr Teil dieses 
Syndikats sein wolltet?
Das  Soziale  Zentrum  Käthe  existiert 
bereits seit 2010. Damals befand es sich 
in  gemieteten  Räumlichkeiten  im 
Norden  Heilbronns.  Nachdem  immer 
mehr  Menschen  das  Zentrum  nutzten 
war klar, es braucht was Neues. Durch 
andere Projekte wie das „Linke Zentrum 
Lilo Herrmann“ in Stuttgart kannten wir 
das  Syndikat  bereits.  Der  Gedanke, 
Häuser  zu  kaufen  und  diese  mit  Hilfe 
des  Syndikats  dann  dauerhaft  dem 
Wohnungsmarkt zu entziehen, war  für 
uns  damals  schon  genau  die  richtige 
Alternative  zur  Verwertungslogik  auf 
dem kapitalorientierten Wohnungsmarkt. 
Mit Blick auf die aktuelle Situation in 
Heilbronn  braucht  es  noch  viel  mehr 
solcher Projekte und Initiativen.

Wie viele Menschen leben aktuell in 
eurem Haus und wie hoch sind die 
Mieten?
In  unseren  beiden  Häusern  in  der 
Wollhausstraße  47  und  49  wohnen 

insgesamt  16  Menschen.  Zusätzlich 
befindet sich in der Wollhausstraße 49 
das Soziale Zentrum Käthe mit einem 
Veranstaltungsraum,  einem  Gewölbe­
keller für Konzerte und Partys, einem 
Büro  und  einem  Besprechungsraum. 
Die Mieten liegen zwischen ca. 5,70 € 
und 9 € kalt. Das hängt stark davon ab, 
welche baulichen Maßnahmen getroffen 
wurden.  Als  wir  2012  die  Woll­
hausstraße 49 gekauft haben, haben wir 
das  Haus  komplett  kernsaniert  und 
umgestaltet, dadurch gibt es dort höhere
Mieten,  als  in  der Wollhausstraße  47, 
wo wir 2014 das Haus gekauft haben.

Muss man politisch sein, um in solch 
einem Projekt zu wohnen?
Ich  persönlich  halte  es  für  eine 
pragmatische  Entscheidung,  in  einem 
selbstverwalteten Wohnhaus  zu  leben. 
Ich  kann  als  Mieter*in  selbst 
mitentscheiden,  was  in  meinem 
Mietshaus geschieht, was renoviert wird 
oder wo etwas geändert wird. Ich habe 
damit natürlich auch Einfluss auf meine 
eigene Miete, da mein Vermieter nicht 
einfach  gegen  meinen  Willen  z.B. 
energetisch  saniert  und  dadurch  die 
Miete drastisch erhöhen kann. 

Natürlich  muss  ich  auch  ein  Mensch 
sein,  der  sich  in  einer  Gemeinschaft 
wohlfühlt  und  bei  gemeinsamen 
Entscheidungsfindungen  mal  einen 
Kompromiss  eingehen  kann.  Doch 
genau  dort  liegt  auch  eine  weitere 
Stärke  des  Syndikats­Gedanken. 
Kollektiv  zu  wohnen  bedeutet  auch 
mehr  mit  den  Nachbar*innen 
gemeinsam  zu  haben  als  nur  die 
Adresse. Es stellt eine Alternative zur 
neoliberalen Vereinzelung dar.

Was braucht man, um solch ein 
Projekt zu starten und kann da jeder 
mitmachen? 
Es braucht eine Gruppe an Menschen, 
die bereit  ist viel Zeit und Energie  in 
das Projekt zu  investieren. Mit dieser 
Einstellung  und  den  richtigen  Leuten 
kann  jeder ein Mietshäuser Syndikats 
Projekt auf die Beine stellen. Möglich 
machen  das  die  vielen  Berater*innen, 
die mit ihrem Wissen neuen Initiativen 
unter  die  Arme  greifen  und  sie 
begleiten.
#mietshäudersyndikat #LiLO

 Interview mit dem 
 Sozialen Zentraum 

 Käthe aus Heilbronn 
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Entlassungswelle rollt an!

Entlassungen,  Kurzarbeit  und  Tarifflucht. 
Das  sind  derzeit  die  Schlagzeilen  der 
Ortenauer Zeitungen. Doch viele Kommen­
tatoren  sind  der  Meinung,  dass  dies  die 
Schuld  der  Klimabewegung  sei.  Dabei 
vergessen sie aber, dass die Wirtschaftskrisen 
Teil des derzeitigen Wirtschaftssystems sind 
und auch nicht auf Deutschland beschränkt 
bleiben.

Nachdem sich schon zu Beginn des Jahres 
Auftragsrückgänge  und  Einstieg  in  die 
Kurzarbeit  in  vielen  Ortenauer  Firmen 
angekündigt hatte, folgten im Oktober dann 
die Hiobsbotschaften. Personalreduzierung 
bei  Ucon  in  Hausach,  Insolvenz  von 
Westiform  in  Ortenberg  und  geplante 
Tarifflucht  bei  Junker  in  Nordrach  sowie 
PWO in Oberkirch. Dies sind aber nicht die 
einzigen Firmen. Quer durch die Ortenau, 
durch die ganze Republik, ja sogar durch die 
ganze Welt zieht sich diese Krise. Jahrelang 
haben hier Arbeiter und Arbeiterinnen die 
Produktion am Laufen gehalten und Profite 
für ihre Chefs erwirtschaftet, nun werden sie 
mit  Arbeitslosigkeit  und  Lohnkürzungen 
„belohnt“. Doch warum kommt diese Krise 
ausgerechnet jetzt?

Es liegt nicht am Diesel
Zunächst einmal sei daran erinnert, dass dies 
nicht die erste Wirtschaftskrise ist und auch 
nicht die erste Krise der Automobilindustrie. 
Schon  2008/2009  überzog  das  Land  eine 
große Krise auch ohne, dass es eine starke 
Klimabewegung  oder  einen  Dieselkandal 
gab. Wirtschaftskrisen gehören zu unserem 
System dazu, so wie die Wolke das Wasser 
in  sich  trägt.  Die  Unternehmen  wollen 
immer  weiter  ihre  Profite  steigern
und  müssen  deshalb  Lohnkosten  senken, 
bessere  Maschinen  einsetzen  und  immer 
mehr produzieren, um in der Konkurrenz zu 
anderen  Firmen  bestehen  zu  können.
Dies führt aber dazu, dass irgendwann mehr 
produziert,  als  eigentlich  gebraucht  wird. 
Natürlich spielen Brexit, Handelszölle und 
Dieselskandal nun auch eine Rolle, aber sie 
sind mehr Begleiterscheinungen als Ursache. 
Nun  kann  man  das  ganze  hier  aus 
Platzgründen nur verkürzt darstellen. Aber 
vor allem die Bundesrepublik Deutschland 
konnte  dank  ihre  Exportmodels  (größter 
Niedriglohnsektor in Europa), die Krise in 
andere Länder (Griechenland, Spanien etc.) 
auslagern und vor allem dank dem Billionen 
Dollar  Investitionsprogramm  der  chin­
esischen Regierung aufrecht erhalten.

Nun  hat  aber  irgendwann  jedes 
Investitionsprogramm  sein  Ende,  denn  es 
macht keinen Sinn noch mehr Stahl, Autos 
oder  Häuser  zu  produzieren,  die  kein 
Mensch mehr kaufen kann, weil er entweder 
schon  genügend  hat  oder  aufgrund  von 
Jobverlust sich gar nicht mehr leisten kann. 
Vor  allem  die  chinesische  Regierung  ist 
aufgrund  einer  immer  steigenderen 
Verschuldung  dazu  übergegangen, 
Produktionskapazitäten  abzubauen.
Das wirkt sich natürlich auf Rohstoffländer 
wie Brasilien, Südafrika, Australien etc. aus, 
was  wiederum  auf  die  deutsche  Industrie 
und  somit  auf  die  Ortenauer  Wirtschaft 
zurückschlägt. Denn wenn Brasilien weniger 
Kohle  und  Öl  nach  China  verkauft,
weil  diese  zum  Beispiel  weniger  Stahl 
verbrauchen, da man  schon hunderte von 
Geisterstädten  errichtet  hat,  dann  kann 
Brasilien  auch  weniger  Maschinen  oder 
Autos  aus  Deutschland  importieren.
Das Wirtschaftswachstum hat nun also seine 
vorläufige Grenze erreicht.

Was tun?
Einige Experten sprechen davon, dass dies 
die heftigste Wirtschaftskrise seit 1929 wird. 
Denn  niemand  weiß  so  richtig,  wie  die 
Wirtschaft  wieder  richtig  in  Schwung 
gebracht  werden  kann.  Große 
Investitionsprogramme erscheinen bei einer 
selbstverordneten  Schwarzen  Null  in 
Deutschland  und  hoher  Verschuldung  in 
Europa,  China  und  den  USA  nicht 
realistisch. Auch wären sie nur von kurzer 
Dauer. Und da eine Erschließung von neuen 
Märkten auf der Erde nicht mehr möglich 
ist,  da  alle  Länder  bereits  in  das 
kapitalistische  System  eingegliedert  sind, 
bleibt  nur  noch  die  Unterwerfung  von 
außerirdischem Leben, was auf lange Sicht 
Science Fiction bleibt.

Aber wenn doch genügend produziert wird, 
warum dann nicht einfach die Arbeitszeiten 

verkürzen  bei  vollem  Lohnausgleich? 
Warum  nicht  die  Arbeitsteilung  voran 
bringen?  Seit  Jahrzenten  entwickeln  die 
Menschen  immer  bessere  Maschinen,
die  mehr  in  weniger  Zeit  produzieren 
können. Doch die Arbeitszeit  ist  seit den 
70ern gleich geblieben, bzw. wird nun sogar 
wieder Schritt für Schritt angehoben. Was 
verschafft  einem  Junker,  einem 
Herrenknecht oder einem Burda das Recht 
Millionen  auf  dem  Konto  zu  haben, 
während doch ihre Angestellten tagtäglich 
in den Firmen die Profite erwirtschaften? 
Sie fliegen mit  ihren Hubschraubern und 
Privatjets  über  die  Ortenau,  während 
Tausende Menschen ihre Flüge, Porsches 
und Luxusvillen finanzieren. Wäre es nicht 
endlich  an  der  Zeit  zu  sagen:  genug  ist 
genug?  Dann  verdienen  die  Chefs  eben 
weniger,  dafür  können  Arbeitsplätze 
erhalten bleiben und die Menschen müssen 
weniger arbeiten.

Das  Unternehmer  wirklich  selber  Hand 
anlegen  in  der  Produktion  ist  selten  und 
kommt meist nur in kleineren Betrieben vor. 
Argumentiert wird dann  immer, dass der 
Unternehmer  ja  das  ganze  Risiko  tragen 
würde. Doch was ist mit den Arbeiter und 
Arbeiterinnen? Tragen sie etwa kein Risiko? 
Sie haben meist Kredite, um ihr Haus oder 
Auto abzubezahlen können. Sie tragen ein 
Risiko,  weil  sie  ihre  Familie  ernähren 
müssen,  sollte  das  Unternehmen  pleite 
gehen. Und die Kredite, die die Bank dem 
Unternehmer zur Verfügung stellt, wurden 
aus  Zinsen  der  arbeitenden  Bevölkerung 
bezahlt. Es ist also längst an der Zeit, dass 
wir unser Wirtschafstssystem ändern, denn 
ansonsten überkommen uns Arbeitslosigkeit 
und Niedriglohn.
#wirtschaftskrise #antikapitalista
#LiLO

 Wirtschaftskrise 
 in der Ortenau - 
 Entlassungswelle 
 rollt an 

Am 07. September folgten ca. 80 
Demonstranten dem Aufruf der 
Ortenauer Linksjugend, um 
gemeinsam unter dem Motto 
„Cannabis entkriminalisieren“ in 
Offenburg zu demonstrieren.

Gegen  14:00  Uhr  machte  sich  der 
Demozug  auf  in  Richtung  Innenstadt, 
wo anschließend eine kurze Kundgebung 
stattfand. Mathilde Mortler erklärte dort 
den  Anwesenden,  dass  bei  Alkohol, 
Zigaretten oder Zucker ja auch niemand 
auf die Idee komme zu sagen, halt stopp, 
das  ist  illegal.  Nein,  da  würde  den 

Menschen die Wahl gelassen, ob sie sich 
„vergiften“  wollen  oder  nicht.  Bei 
Cannabis hingegen würden schon einmal 
Existenzgrundlagen zerstört, wenn man 
mit einem Tütchen Gras erwischt würde.

Beim  Besuch  der  Demo  wird  einem 
schnell  klar,  das  Klischee  der 
ungewaschenen,  faulen  und  verpeilten 
Kiffers trifft hier nicht zu. Zugegen sind 
Menschen  sehr  verschiedener  Alters­
klassen aber vor allem sehr viele junge, 
gut informierte Bürger und Bürgerinnen. 
Bei Gesprächen mit Einzelpersonen wird 
deutlich, dass sich viel mit dem Thema 

 Zweiter 
 Local Marijuana 
 March 
 in Offenburg 

Cannabis auseinandergesetzt und viele 
verschiedene  Aspekte  einer  Legal­
isierung  bedacht  wurden.  So  bei­
spielsweise  auch,  dass  insbesondere 
Menschen mit chronischen Schmerzen 
oder schweren Erkrankungen leichter an 
das  stark  schmerzlindernde  Mittel 
kommen  sollten  oder,  dass  durch  die 
wegfallende Strafverfolgung Geld und 
Ressourcen gespart würden.

Eine Cannabis Schmerzpatientin meinte, 
es sei ein Unding, dass sie viel zu hohe 
Preise in der Apotheke bezahlen müsste 
und sich dann auch noch ständig vor der 

Polizei rechtfertigen müsse. Am Ende 
gewinne  bei  der  derzeitigen  Gesetz­
gebung  nur  die  Pharmaindustrie. 
Deshalb  forderten  die Teilnehmer  die 
Einrichtung von Cannabis Social Clubs, 
bei  denen  der  Anbau  ohne  jegliches 
Profitinteresse und unter demokratische 
Kontrolle stattfindet. Gleichzeitig könne 
man in solchen Clubs auch besser die 
Prävention und den Jugendschutz voran 
bringen bzw. überwachen. 
#localmarijuanamarch 
#legalizecannabis #LiLO
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Seit Jahrzenten hängt in der 
Offenburger Gerberstraße eine 
Ehrentafel, „gewidmet den 
Südwestafrikanern des Landwehr-
bezirks Offenburg“. Eine Tafel,
die aus den Zeiten des deutschen 
Kolonialismus stammt und die 
Offenburger ehren soll, die in den 
blutigen Kolonialkriegen gekämpft 
hatten.

Seit den 1890er Jahren sah das deutsche 
Kaiserreich  Teile  Süwestafrikas  als 
Schutzgebiet an. Das bedeutete für die 
dortige  Bevölkerung  brutalste 
Misshandlungen  und  blutige 
Vertreibungen. Selbstverständlich ließen 
sich  dies,  die  Völker  der  Nama  und 
Herero nicht gefallen und begannen im 
Jahr  1904  einen  Aufstand  gegen  die 
weißen Kolonialherren. 

Während  die  Aufständischen  zwar 
Männer töteten, rächte sich das deutsche 
Kolonialkorps deutlich grauenhaften mit 
einem  Völkermord.  In  etwa  70.000 
Menschen wurden abgeschlachtet, in die 
Wüsten zum Verdusten geschickt oder in 
Konzentrationslagern  bestialisch  ge­
foltert.  An  diesem  Massaker  nahmen 
auch zahlreiche freiwillige Offenburger 
teil.

Vor allem die Konzentrationslager und 
der  praktizierte  Rassismus  ebneten 
damals  den  Weg  für  den  Holocaust. 
Schon  in  den  Kolonien  wurden 
Menschen  mit  schwarzer  Hautfarbe 
umgebracht  und  ihre  Schädel  und 
Knochen  untersucht.  Das  Ziel  war,
eine  Rassentheorie  zu  entwickeln,
bei  der  die  weiße  Rasse  als  überlegen 
dargestellt werden sollte. Später wurden 
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die  Schädel  dann  auch  in  deutschen 
Museen ausgestellt.

Für viele Offenburger ist es unerträglich, 
dass diese Tafel völlig unkommentiert in 
der Gerberstraße hängt. Nach Meinung 
von Hans­Peter Görgens wird hier die 
Kolonialgeschichte  mehr  als  nur 
verharmlost. Es sei aber bezeichnend für 
Offenburg,  dass  hier  auch  nach 
mehrmaligen  Hinweisen,  keine 
ergänzende  Tafel  mit  Erklärungen 
angebracht wurde. 

Denn  bis  heute  wissen  auch  viele 
Offenburger  und  Offenburgerinnen 
nicht, dass es in Offenburg auch mal ein 
Konzentrationslager  im  zweiten 
Weltkrieg gab. Es entstehe für Görgens 
und  viele  Weitere  der  Eindruck,
dass man hier die Geschichte verdrängen 

will. Doch gerade in Zeiten wie diesen, 
in  denen  AfD  und  andere  rechte 
Gruppierungen  immer  stärker werden 
und wieder ein völkisches und national 
agierendes Deutschland fordern, ist es 
wichtiger denn je zu erinnern, was solch 
ein Nationalismus ausrichten kann.

Deshalb  fordern  der  Verein  für 
Grenzüberschreitende Erinnerungsarbeit 
und die LinksjugendSolid.Ortenau von 
der Stadt, dass endlich Erklärungstafeln 
bzw.  Erinnerungstafeln  angebracht 
werden,  dass  das  Rittermuseum 
gestohlene  Austellungsstücke  zurück 
gibt  und  man  ein  öffentliches 
Bewusstsein  für  die  damaligen 
Verbrechen schafft. 
#völkermord #nama #herero #LiLO

Links gerätselt - flink gelöst

DOCH EINFACH

Willst du immer auf dem neusten 
Stand sein?

Willst du kritische Nachrichten zur 
Ortenau  aus  der  Sicht  von 
Arbeiter*innen,  Gewerkschaften 
und  anderen  linken  Kräften 
erhalten?

Dann  abonnier  mich.  Entweder 
digital  als  pdf,  indem  du  an 
zeitung@linke-liste-ortenau.de
deine E­Mail­Adresse schickst mit 
dem  Betreff  "Ich  abonniere  die 
LiLo­Zeitung".

Für  eine  Spende  (5€  werden 
empfohlen, um unsere Unkosten 
zu  decken)  erhaltet  Ihr  alle 
Ausgaben  auch  gedruckt  nach 
Hause geliefert. 

Für das LINKS in Ortenau!

ABONNIER MICH

Umlaute werden durch 2 Buchstaben in 2 Feldern ersetzt, 
AE für Ä, OE für Ö, UE für Ü
1. Föderation in Nordsyrien, die von Erdogan bekriegt wird
2. inhaftiertes Gründungsmitglied der PKK
3. Eine Stadt ohne stinkende Blechkisten ist ...

4. Was muß statt des Autos gefördert werden?
5. ... statt rechter Hetze
6. Was sieht wie Oregano aus und sollte legalisiert werden?
7. Häuser denen, die darin ...
8. Hat 2 Räder und fährt ohne Benzin.

9. Wenn die Auftragslage schlechter 
wird, drohen vielen Mitarbeitern ...
10. Americans call it Open castle. 
11. Verknüpfungen im Internet.



Kneipenabend 
Datum: jeden Freitag 
Uhrzeit: ab 19:30
Wo: Linkes Zentrum R12, Rammersweierstraße 12, 77654 Offenburg

Jeden Freitag treffen sich Menschen im Linken Zentrum R12, um bei einem Bierchen 
oder Limonade gemeinsam über die Welt und Kommunalpolitik zu philosophieren. Aber 
auch das gemeinsame Zusammenleben in einer immer komplexeren Welt wird gerne 
diskutiert. Und manchmal geht es auch einfach nur um den Spaß am Leben.

SAVE THE DATE! Demo gegen die Krankenhausschließungen
Datum: Samstag, 14. Dezember 
Uhrzeit: 14.00 Uhr
Wo: Busbahnhof Offenburg

Es reicht! Wir dürfen nicht länger zusehen, wie man fahrlässig mit unserer Gesundheit 
spielt.  Wir  müssen  endlich  aufstehen  und  den  Verantwortlichen  (Politiker/
Krankenkassen)  zeigen,  dass  wir  uns  das  nicht  gefallen  lassen.  Geld  für  unsere 
Gesundheit ist genügend da! Es muss nur endlich richtig eingesetzt werden. 

Kleidertauschparty 
Datum: Freitag, 22. November 
Uhrzeit: 19.30 Uhr bis 22.30 Uhr 
Wo: Linkes Zentrum R12, Rammersweierstraße 12, 77654 Offenburg

Du rennst nicht jedem neuen Modetrend aus Paris oder Mailand hinterher? Und hast 
absolut keine Lust, Klamotten wegzuwerfen, nur weil diese nicht mehr hip und in sind?

Dann  bist  du  bei  der  Kleidertauschparty  genau  richtig.  Bring  einfach  deine 
überschüssigen Klamotten von zu Hause mit. Tausche diese dann gegen coole, neue 
Kleidung und mache nicht nur dich sondern auch andere glücklich.

Und neben deinem Geldbeutel und Kleiderschrank freut sich auch die Umwelt. Denn 
jedes getauschte Kleidungsstück musste nicht noch mal extra gefertigt werden und 
belastet so dein Konto und die Umwelt weniger.

Vortrag und Diskussion zur Pariser Kommune
Datum: Freitag, 6. Dezember
Uhrzeit: ab 19:30
Wo: Poststraße 16, Offenburg

1871 – ein Jahr, das Geschichte schrieb. Nach dem deutsch­französischen Krieg von 
1870­1871 befand sich Frankreich nach seiner militärischen Niederlage in Aufruhr.
Der Kaiser war gestürzt und die Bourgeoisie fürchtete eine Arbeiterrevolution wie noch 
nie  zuvor.  Paris  war  der  Schauplatz  dafür.  “Himmelsstürmer”  wurden  die 
Kommunarden  von  Karl  Marx  genannt,  die  Pariser  Kommune  eine  revolutionäre 
Aktion, auf die eine herbe reaktionäre Reaktion die Antwort war.

Am 6.12.2019 wollen wir gemeinsam mit Florian Grams, der ein Buch über die Pariser 
Kommune  geschrieben  hat,  einen  tieferen  Einblick  erhalten  in  Europas  erste 
erfolgreiche Arbeiterrevolution
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